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II- '" 51;S der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

121.1 / A.6. 
Republik Österreich 

DEIi BUNDESKANZLER zu 69~ 8, {~P. 1972 

~1.37.448-PrM/72 
Präs. <!m_ ...•. ··········_-· 

6. September 1972 
Parlamentarische Anfrage Nr.697/J 
an die Bundesregierung betreffend 
rXampf gegen die Armut in Öster­
""''''1' ch"· .L. C .1. , 

Beantwortung 

An den 

Präsidenten des Nationalrates 
Herrn Anton BENYA 
1010 l' . .~ 1 e n 

Die Abgeordneten zum Nationalrat STÖG~, DOBESBERGER und 

Gen(J,3sen haben am 9< Juli 1972 unter der Nr. 697/J eine 

schriftliche Anfrage an die Bundesregierung betreffend 

"Kampf gegen die Armut in österreich ll gerichtet, wqlche fol­

genden Wortlaut hat: 

"'Die Bundesregierung hat sich begrüßenswerter t.veise iri ihrer 

~eglarungser~lärung einen "Kampf gegen die Armut in 0ster­

reich" zum Ziele gesetzt. 

Die unterzeichneten ~bgeordnet6n richten daher an die Bundes­

regierungnachstehende 

A n fra g e 

Welche legislativen und ,:wnstigen Maßnahmen sind sei t der 

Abgabe der Regierungserklärung vom 5~ November 1971 gesetzt 
worden, die dem !!Kampf gegen die Armut in österreich" dienen?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage namens der.Bundesregierung wie 

folgt zu beantworten: 

Zur übersichtlicherenDarstellung der von der Bundesregierung 
zum "Kampf gegen die Armut in österreich"gesetzten r·1aßnahmen 

fasse ich die diesbezüglichen Initiativen ressortweise zusammen. 

Bundesministerium für Justiz: , 

Im B9reichdes Bundesministeriums für Justiz; wurden Vor­

arbei ten zur 1{-euordnung der Arbei ts- und Sozialgerichts -

. / . 
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,barkeit bereits eingeleitet. Hiebei wird besonders auf di~ 

Ve!'besserung des P.echtsschutz0s für 'i'lirtschaftlich Schwache. 

Bedacht gei-l'Jmmo.rl. 

Die beabs:t·~htigtc ;;;lcer·t.:.r f::; dE:8 Dienstneh,i;-erhaftpflicht­

-gesetzes soll dafür vo::,"sorgen, d.:1ß e.uoh ir~ den Fällen einer 

grob fahrlässigen SchadenszufUgung, wie sie bei schadensge~ 

neigten Arbei te:1 (z. B. Berufskraftfa.hrer) leicht eintreten 

k -. ,. '"h d D' l..' S" "'z ann.. (1.1e rieranZle ... unges 1 Ci.S \,:-:':-::Ei'"!:;rs zu cDaaenserc:;,:;, v -

leistungen nicht ZI..1 einEr Existe!1=z~f8hrdung führt. 

Durch eine Aus'Vlei tung des Ani'iSildungs'l.::o.i"eiches des Ra ten­

g~:;setzes soll der unerfahren ~ :'~äufer vor der Ei:isehung un-

Ub ' t 'fB ., . ··.t:>t ., ·er .... eg .:er ' .. austurgescna.L e" geschlitzt werden ( verstärktel" 

Konsurnentenschutz). 

Die Arbei ten an der NeUC\2cin~1ng des Armenl"'8chts tragen 

den geänderten sozüüen Verr)ü tnissen RochnuYlg. Auch der ;'lirt­

schaftlich schwachen BevBlkerung soll eine Chancengleichheit 

im Zi-,,'il- und Strafvs."'!'ahren eingeräumt \·lerden. , , 

Bunde;-=,Jninisterium für Urlterricht und Kuns'..., 

Sei te1}s des Bundesministeriums tür U:r:t;-:;rricht und Kunst, 

1nlrc.::n in dieser, Richtu.ng folgende legislative Ma,ßnahmen ge-

1. Bundesgesetz, mit d~m das Schlilcrbeihilfen68setz geändert 

wird (BGBl.Nr.28S/72). 

Durch das, BU::-ldesgesetz über die' GC'währung von Schüler­

beihilfen und Heimbeihilfen, BGBL IJr. 253/1971, wurd~ fUr 

Sc',1lile,;," ab der 9. SchulstUfe ein Anspruch auf Heimbeihilfe, 

für SchUler ab der 10. Sci:ulstuI'e und fUr Jene SchUler, die 

eine Schule für Berufstätige besuchen, ein Anspruch auf Scbul­

beihilfe und Heimbeihilfe gesch3.ffer.. Durch die Einführung der 

Schülerbeihilfen und Heimbeihilfen konnte erreicht werden, 

daß bei Vorhandensein eines Bildungsinteressesfinanzielle 

GrUrld~ nicht mehr fUr den Abbruch des 3chulb~suches nach der 

Pflichtschula ausschlaggebend sein mußten. 

DÜr'ch die Novelle L3GB1.?Tr. 235/19~(2 ~'lUrderi di e Einkom-

mensgrenzen um S 20.000.,-- e2:'h::511'c .. i'renn die Elter'!! nicht 
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in '\{ohngemeinschaft leben. Hiedurch soll der durch die ge­

trennte Hausheü t sfiJ.il:Clrng sesetene HehrauIwand berücks'icht igt 

f~llc bei Kinde~n aus geschiedenen Shcn und vneheliche~ Kindern 

gemildert. 
Unterricht und Kunst in 

let~t€r Zeit bekanntoeworden war, 

geiaJ~ wegen der SchUlerbeihilfen 

daß unterhaltsleistungen 

aekUrzt oder einaestell~ ..... v . 

wUJ:-den J wird kla1"gestell t, daß 

Cl~ i e I'-"~"");""':; y-- ,-", I ~"'1 'i '\: Y(' r 0 ~ ~:, hl" 1 f-".·~~"l G~ f:.!. );', !, {I ~ 1)"t\ I.·tr~ 1, _ \.7,., \\i c;..ü "";:' V ,/ 1 • .... e_. __ 0_ '-C' .•. _". : •• :::- ~ __ . ~._ auf Unterhalt weder 

dem Grunde noch Jü:c Höhe I1dCh berüh:ct * 

2 6 Bundesgesetz; mit dem d~s Fa~ilienla5tenausgleichsgesetz 1967 

fii t BGBl 0 ~,r:c ~ 116 ) 

IJiu.rden zu:' Herb2ifühy'ung ei:nes l:asten~ts01eich'2s im Interesse 

der Familie di.e Schul.fahy,tbf:;2.r:i:i.PeYl und die SCl'lülerfreifahrten p 

vorer st m.n' fiix das Schulj F.J:Tr 1971/72 befl'i stet, eingeführt ~ 

Durch die HovelJ.:,,: zu.m Familicnlc,stenausgleichgesetz 1967, 

BG3l.1~r 6 284/197 2 ~ wurden ait: Schulfahrtbeihilfe:n uno die 

Schiilerfreifa.hrten u::oefris+:et verlängert" 

Zur Erleicht:::rung der L;.!::ten~ die den Slt~rn dux'ch die 

Erziehung u~J Ausbildung der Kinder erwachsen~ wurde weiters 

in dieser Novelle die ünentgel tlichkei t der Sc:.nÜtUcher einse-
n"1 ~ t 1 ".. -" ' ~:., . , /·.-,3 d . ..... "1 .tu 11't •. 1!..rs ma. S .t;;Y !Jas SC11LU.J~'.n.r 1972.. wer ,en den 0CrTu ... ern, 

die eine öffentliche ~ oder mi t dem Öffentlichkei tsrecht aus-~ 

ges .... a~·'-(>~·p -;::;f-l': ,..,11 tc:C'L-.·)· e - J.' ~"- ... .::.1' ...... . l. . \.. L _ ,_._ ~ _ J. '_1 ~ Ji I . ~ '. "l. l L ~ '- .:;; oder höhere Schule Li~, 1n-

land als ::1rdentlic.n .. :? SchUler besu.chen, die für dei.:' Unterricht 
notwendigen SclTJ.l bUcher unentgcl tlieh zvx Verfügung gestell t. 

Ai.1 Stelle von Schul büchern können j edoen auch Gut schei ne zur 

Anschaffung dieser a-J.sgcfolgt 'W'erden. Die den Schülern zur Ver­

fügung gestellten bzw. die mit den Gutscheinen erworbenen Schul­

bücher gehen in das Eigentum der Schüler über. 

Bundesmini stel"ium für sOZi,:Ü2 Verwal tunq -... . .... 

Das Bundesministerium fUr soziale Verwaltung hat im 
IIKampf gegen die Armut in öste::,reL:h" folgende Initiativen 

. ergriffen: 
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Sozial versicherun(j': 

In diesem Bereiche sind die VeTbesserungen der Pensions-

hebene 

Bei de:c' Berechl11J."(J.g der Richtz<},hl, (he als Richtwert 

für die Pensiol1slanpassung r.ex's.nge;:;ogeYl wird, ist ab dem 

Jarrre 1972 erstmalig eüle vel"bessertc F3erechnungsmethode zur 

Anwenrh.:mg 
." , . . .. 

gelal:igt. Dam,xch kO~J.Ylten C:1.8 ?enSlonen 1.11 eLlem 

stärkeren Au.smaß als bis erhöht werden. Die 8:chöhung 

betrug für dasJ'7.hr 1972 7 $4 7~ und \vircl für das Jahr 1973 

9,0 ~'~ betrC'.gen, 

nn B';:'J:,eich der ist die echte Brhöhuns, 

der Witwennension von 50 v.H. auf 60 V.H. der Pension des 
, . 

verstorbenen Ehegatten wirk~,alTI geworden. •. Um die ZU1~ Ve--..A _ 

fUgung stehe!iden Hit tel gezielt jer~en \>1i twen zugute Kom;nen 

zu lasser., die von dei .... \·;i ty.'enpension'\ allein ihren über­

wiegenden Lebensunterhalt bes~r\Sitcn9 wurde ,der auf die Er­
h5hungvon 50 auf 60 v.H. der Direktpensicn entfallende Betrag 
zunä.chst soweitruher!"'. gestell t, als sonstige Einxünft::, der 

\'1i twe eiDen Eestgplegten Grf'·l'lzbetrag übersteigen& 

Eirle Verbesserung der PeDsionSleistungen hat weiters (1:1 f~ 

EY'\'.i'::'.i terung der l.eistungswirl-... 3am anrechenbc;rt:n Versicherul:lgs­

zei ten durd1 die Umwandlung bisher neutraler 7ei tel'! in 21'­

satzzei.tell bewirkt, wie insbesondere die Zeiten des 'Karp117.0-

ur!.aubes nach dem Hutterschutz~,.:echt, die zeiten des Bezugt~S 

einer Geldleistung aus der Arbeitslosenversicherung und die 
Zeiten des Krankengel~bezuges. 

Besvnders dei.ltlich sind die F'ortschri'~te im t-:ampf gegen 

die Armut aber im Bereich des Ausgleichszulagenrechtesge­
worden. Die Richtsätze für die Gewährung der Ausgleichszul.:ige 
zu ?ensionsversicherung!:31eistungen, die gleichsam das Existenz­
minimum im Bereich d2r Sozialversicherung darstellen, haben im 
Zeitraum seit 1971 folgende Entwicklung genörr~en: 

Im Jänner 1971 betrug der Richtsatz 

a) für den allE:in3tehenden Direktpensionisten 1428S. 
b) für den verheirateten Direktpensionisten 1983S. 
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Im J,üi 1971 stieg der Richtsat z für den allei.n­

stehenden Dir-ektpensionisten auf 15~:8 S? der E?icht3atz 

2ür dE~ verhei~ateten Direktpensionisten au; 2122 S. 

Im J~nner 1972 stieg der Richtsatz für den allein-
stehenden Direktpensionisten auf 1641 Si der Richtsatz fUr 

den verLeirateten Dire:(L02YlSlonistel auf . . . 2279 .s~ das 

gegedXbex' GSi1I Stal'1d vom Jär'.~:er 191'1 eine S:rYJÖhullg W1, 21::: S 

bz\'! • 

Im Jä.}'!uer 'j 973 "\:.>i.trG.e der Richtsatz, '.!!erm. die Gesetzes-

lage unverändert bliebe? EU::.' den al12ir!st f .:hf:Ylden Di.:rekt-
na '15';0 ni c: ~ •.. ,,~ .,t'"''-.l .I,. ... _,-el1 auf 5 und für den verl~irateten nirekt-

pei~sionisten 
... 

utt.t 2484 S s t(~igen; wäre GeGenüber dem Stand v ~ 

V('~i1 Jänner 1972 ('ÜYH:: Erhöhu:ng um 1..:18 .s bzw~ 205 S oder um 

9 /~ •. 

1973 

stehenden Direktoensionisten 361 S und beim v(;rheiro.teten 
.... 5 3 0/ .. . ~':-'~"'):""'(T 1l -
t:.: /'" Ot., LI C1.;:; e '-. 

~~e Regi2rungsvorlage, betreffend die 29. Novelle zum 
!~SVGt sieht in wei terer ~/erfolgung der J(eg.i.I~!.'ungsa 1.::t.31"'Un~; 

Än.derungen ües Ausgleichszu1.::cgenrecbtes, i:'lsbesonde::e jie 

Schaffung eines Fa.n'lilienrichtsa.tzes vor. Ziel. dieser legi S·­

auf zu.-

wenden0211 I-rittel und eine Verbess:2rung der Leistu;lgen vor 

allem EUr J' ene AusaleicilS?1...'ta.aenbezieher. die fUr einen rni ttel-_ v . ~ 

losen El1ep? .. .Ttnej.~ zu sorgen taben. 

Der Ricr:tsatz EÜl" einen unverheirateten Pensionsbe­

rechtigten soll nach der Regierun~svorlage, betreffend die 

29. Novelle zum ASVG , ab 1. Jänner 1973 1.800 S betragen. Das 

entspricht einer Erhöhung von 9 ~ 7 ~~. Der "Fcmilif::nl'icl~tsatzH 

fUr verl1eiratete Pensionsberechb.gte soll 2,575 S betragen. 

Das entspricht einer Erhöhung geger1Uber der c1(?rzei t geltenden 

Rechtslage um 13 %. Die Richts~tze fUr die Zeit ab 1.Jänner 1973 
sollen damit sttll'Ker erhöht werd.en, als b~i unve:.cänc1erter 

Rechtslage auf Grund der Anpassung zu el'wc.rten gewesetl wäre. 
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Die angefüh:r'ten Verbesserungen des Ausgleichszu­

la~enrechtes, insbesondere die E~höhung der Richts~tze 
werden in ~llen Zweigen der Pensionsversicherung und auch 

für die Bezieher vo~ ZuschuG~enten wirksam ~erden. 

Eine wesentllch-2 Leistu{!gsvercesscl'u:,g ist überdies 

auf dem Sektor der Witwenversorgung hervorzuhebe~. Mit der 

29. Novelle zum ASVG sollt~n die weiteren Schri tte gesetzt 

in allen. Fällen, voll ·\virk~-;clr(1 WCl"di::l'i im .i_assen. \'iie berei ts 
E.ywähnt t hr:..t:bi sher aus finan7.,iell,~n ErwägungGD ein Ruhen des 
~o ,r H' Ql~~ 'l)l'r·o~~~Pi1~~O~ iiho~c·L·~]·G~vlc1ep ~le~.L~e·_~ ~er Wit~en-J 'l'C i.G ~._~ • ~C_""'\"y __ __ ...... L·_ .... ~ .... ...J ........ -.J('_J .J ..L. ....... 

in dem die der Witwe 

einem im Gesetz festgelegten 

Grenzbetrag übersteigeD. sich ab 

1. Jänner 1972 von 1.340 Sauf 1.439· S erhöht hat, ..., 1 '.' sOJ,.J. ln· 

1973 auf den Betrag des Richt-

saJ.:ZeS fli:..""' PCDSiOl'1SDerechtigte auf \-11 twel:i?ension~. 3.1S0 auf 

1.600 5, erhöht werden. In ei~?r weitEren ab 1. JU11 1974 wirk-
sam 11;erdenden Eta.ppe soll diese Ruhensvorsch1"ift Uberhaupt .aufgehor-~':"-:rj 

wei_·de.n~ soda.ß ab diesem Zei tpunkt aJ \e \1l twen die 6o!~i9'l: 

WitwE~lpenion in voI.i.em ALAsmaß erhalten werden,_ 

Nicht unerw~hnt ~arf i~ ~iesem Zusammenhang bleiben, 
daß schließlich die von den IJän<i2rn (lurchgefU}l.rten Erhöhungen 

der l<.i dltsä tze in der öffentlichen ?ürsol"Ge für das Jahr 1972 v 

an siche:i.ne mittelbare Folge der Brhöhung der IlSozialveT­

sicherungsrentenIl sind. 

Arbei t Si~ ktpol i t ik !_ 

Die internationale Arbeitsorganisation spricht sich 
in de;n Uberei nkoHunen (Nr. 1 22) und inder Empf ehll1.ng 

(Nr. 122) beide betreffend die Beschäftigungspolitik, fUr 
eine aktive Politik aus, die dazu bestimmt ist, die voller 

produktive und frei gevfähl te Beschäftigung zu fördern, um 
das wirtschaftliche 'itlachstum und die wirtschaftliche Ent­

wicklung anzuregen, den Lebensstanda.rd zu heben, den Arbeits­

krä.ft E.~edar f zu decken sO'\ld.e die ArbE:: i t slosigkei t und die 
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Unterbesch~ftigung zu beseitigen. Dieser G~dan~e hat in 

Östel"reich Eingang in d2.s Bundesgesetz vom 12. Dezember 1968, 

betreffend die Artei tsm,3TktförderuYlg (Arbej. t ::'m~rl:::t.r'crd2rungs-

1 
(' ~ . . 

(essen ~ 1 Gle Dlenst-

verpflichtet; zur Er-

reichung und Aufrechterhaltung der Vollbesch~ftigung 

Seren: Lcng 

und finanzieller Beihilfe versch~edener Formen und in der 

Hilfeleistunq fti~ Dienstacber bei ~er Bes~haffunq aeeiqneter \J • V . _ v ..... 

Arbei t skräfte. Durch die?en aktiven Ei.n~,d t z, der Arü,?). tsmarkt­

verwalturlg .5011 im gemeinsZ1!T!en Int':resse des einzelnen und 

der Gemeinschaft in Einklang mit der Wirtschaftspolitik u.a. 

da'2Ji.l bc:igetragen \l,f(::rüen t dieg:r'UYldlegenöen Bedingungen da-~ 
",.. 1 "" r.. .. - ... n • ...,. ~ .....:."'!,. zur zu sc~arIen, ~eschaItlgte aus BerelCflcn mlt nle~lger 
Entlohnung in proq.uktivere und darr. ~ t im allgemeinen auch 

besser entlohnter! AT'bei t zu bx'ingen. 

Damit diese 30zial- und arbeits.IT1.aJ'.'ktpolitisch \vUn::chens­

werten U;nsetz~ulgen ermöglic:lt ode:<: zumindest e_~'J.eicbtert 

\i!erden, sieht das Arbeitsmar1ctförderungsgesetz eine F,::ihe 

von finanzi,,~!_len F0rder·1.u:g smaßn2.hmen vo"!'. Bescndere Bedeutung 

kommt in diesem Zusammenhang ien rnobili t::i'L;ifördernClen :.ei-· 

hilfen zu, die durch al'bei tsmarktpoL. ::isch e:r~.IlU_nschtes 
Mobllit~tsv2rhal~en vorliber~ehend entstehende soziale H~rten 

oder finanzielle Schw:Lerigkei tell mildern soll en~ Dazu zahlt 

die Förderung der Ausbilduilg in einem Lehrberuf (§ 19 Abs.1 lit.a 

in Ver~.)indung mi t § 20 Abs. 1 AHF'G) I die Föraer1l (lg ci...::!' bE:ruf­

l::'chen Hobili tät durch Ein-, Um- :;1er Nach::;c:-;.ulung: Arbei ts-

erpy'obung t Berufsvorbereitung usw. (§ 19 Abs.! lit.b i.V.m. 

§ 20 Abs.2 AMFG) sowie die Förderung der geographi~chen 

Hobili tät (§ '19 Abs. 1 li t. c-g in Verbindung mit 5 20 ADS. 2-7 

Ai-IFG) • Außer diesen Beihilfenarten könney~ noch Beibilfen zum 

Ausgleich kurzfristiger Beschäftigungsschwankungen zur Sicherung 

von f\rbei tspl~tzen oder zur Schaffung 7.usätzlicher Arbei ts­

gelegenhei ten (§ 27 Abs.1 Ai'1FG) ode~ Bei:'lilfen zur Sicherung 

von Arbei tsplätzen in Gebieten oder in P"_{'oc1uk ti.onszweigen f in 

dei1ennicht nur kurzfristige Unterbeschäftig1J .. ng beste>t oder 
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die in nz-ichster Zeit von s t~('uktureller Arbeits losigkei t 

Schon "':.1"<'5 Bei .... 
1.0' 1 c' '. ,,4.:>, " ~"-::'I1 .".' ,,~"~'P 7'::::.' ,-:~" .• ,- c) ,. e :" _ "·0''''01''1.' e der III ~-'- e tLaI .. c .. "l ,l:;:, L c~· S p .. l,hdJ. _ ,-,.I. ~.J.. ".l. Ll.p l-)I:;: al _ J\.a L,,~ . .-

wirtschaftlich und sozial schlechter gestellten Arbeits-

krafte erkennbar. Das bedeutet fUr die Fbrderungspraxis, 

daß in el"ste:c Linie jenp PE'l'SOYlEYl ~:,u. berücksichtige:, sind, 
fAx'e'1 QLLe111J~0 Auf dom tY'hQl'~l~~~~~~ I~l~l'chp~ l·ot· da~ ~Y'iff~ .1_ .,.1. v _t,... .. .,i..~ A . _,no ._ ......... ""._ _" .. C.,,-!... ~ .... ~'"_ -" ... _.- ,.J, _ -'~ - "'" 
vor allem auf Arbeit~lose oder von Arbeitslosigkeit Bedrohte, 
aus del' Al'bei tskl'a.ft:t'eser·,,re i:n. das El"'\\,erosleben eintreten.de 

Unqualifizierte, Gelegel111c::itsarbeiter oder in einem ge-

f~~ITd~ten Betrieb. Beruf, Wirtschaftszweig oder Gebiet Be-

Zll. Gleichzei t::"~i ist ~uf die /I.rbei tsmarktlage 

Bedacht zu nehrn.e~1, Garni'..: der C~fö:cderte eiYl2 aussichtsreiche 

berufliche Qualifikation er~2icht bzw. in einem gesiCherten 

Betri~bf Beruft Wirtschaftszweig oder Gebiet Besch~ftigung 

findet. /"\.1 s weiteres Kl"i terium für die FörderunG sind die . . ~ 

"pel'sG111ichen Verh2il t.nisse" des Beihilfenwerbers : de: s sind 
• • '-'I" , • 1 c,,· 1, .. s... ., r-.tl'"' .:"1 1m wesen~~lcnen selße DerU~~lCI_en; Wl~Lscnar lcnen une 
f:C zialen Vc:chäl tnisse, für die Bemessung der Dauer l..md Höhe 

d~~ ~2ihilfe ausschlaaaebend. 
"'''' 

Von dem im Al"b2itsmarktförderungsgesetz .vorgesehenen 

Höglichkei ten wurde :i.tll Jahr?~: 971 u.ud auch heuer versti:irkt 
Gebrauch gema.cht 0 Ebenso wurde~ im Si,:1Y!.e des im Jahre 1971 

in Kraft gesetzten t<Konzeptes für die Gestaltung llnd den 

EiYlsat7. der a.rbei tSil'.arktpoli tischen' Instrumente"· die Dienste 

der Arbei tsmark::ver'.val tun:; laui'end ausgestal tet ~ Für die er-
.~- - <. 

wähnten Förderungsmöglichkei teu 'u/urden im abgelaufene:t1 janr 
rund 317 Hio.S aufgewendet. Der Voranschlag für 1972 beträgt 

rund 379 i1io. S. Auch hat der Einsatz des arbei tSHiax'ktpoli tischen 

Instrumentariurr..s da.zu beigetragen, daß die durchschni.ttliche 

Arbei tslosenrate; das ist der Anteil der vOT.·gemerkten Arbei ts­

losen am Arb-:i tskräftepo tentipl, mi t 2,1 % gegenüber den VOI'­

jahren (1970: 2, 4 ~.~; 1969: 2, 8 I~) sehr niedrig gehalten werden 

konnte 6 
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Auf' dem Gebiet der Al"beitslosenversicile:cn~lg -';[',1.1"'012 

mi t \';irknng vom 1. J~inn2r 'i 972 derH:i.l1d\:'3ttc~trö.g C',,-ril Kal"'en/~-

1..t1 .... 1 Cl 1) bsg:::: ld 

KLni<:orn:r:e!1 2.!.uf d':1S K3.rGnzü;C'laubs~:f'21c1 (§ 25 c !'.bs.1 A1VG '1953) 

bei einem Kind statt S 4.200;-- nunmehr S 4.511;-- monatlic~t 

.bei zy'ei Kinde:i'.'·Yl statt S :}.~o5,,-- s 5,375:-- mon'3.tlictl ·~.';'-1c1 
."'- .... 
J"l.tl'" jedes weitere Kind statt S ') t:: (' "6t.; ü 0:; 1 -~) 0 ./ f - nIonat15.ch. D:ü: 

s 330,- ~öchentlich auf S 354.- \~iöchc:ntlich, 

dia d0~ Angehörige aufgrund einer rechtlichen oder sittlichen 
Pflj chtU.b(::rwiegend erhält r wenr.. für ~~ie ramilicnbci ,ülfe ge--

.. "). . " r.:..' '"i·' "S wal1r"~ YllT'G, von S .9).- \'/OCllenl.L1CJi, ;:HU 102.- wöchentlich . 
und fUr Personen, für die 'der Angehörige 

lieh (;'Y'höht. 

Mit dem Bundesgesetz vom 26. April 1972: EGB1.Nr.166; das 

mit 1. April 1972 in Kraft getreten ist) wUl'lle d<?o.s ;::.undesaesetz. 

vom 10. l'Iärz 

unt~rsttitzung an im Kohl~nb2rgbau be~ch~ftigten Personen 

Falle ihrer Arbeitslosigkeit, in der Fa~sung der Bundesgesetze 

BGBl.Nr.267/1967 und NI'. 238/1969, dahingehend abge::1nd(~lt, daß 

i\ntri:.i.ge auf Sonderuntel"stützung nunmehr bis 31. Närz 1977 ein-­

gebra.ctl t werden können; das bedeutet eine Ver:::.i.nge:t:ung des Bin-. 

bx'ingv.ngszei tral.~.!nes um 5 j ahl .... e. 

_K_l"_i_e...,:s:.<..! s_o .......... p_f._e_r_-_,~O.;:...-'-p.;:..f...:e:.:..:r_-_t;.;.U.1d K 1 ci Irr e nt n(:::r' .f25.r sor 9 e 

versorgun~:.. 

SO\).'le Heere S-

Die Bundesregj.·erung/ hat im April 1972· de~f\ Nationalrat 

den Bnt·v'ur P einev• 'Sr'\rpl1 e <7u~n ,'y.; OrTsopfO., .... verso-"'gl'Y!rT<::([Cc;o'l· z. .... '" ~ ..10. .i., .... ',-~-*--- ~~ -j, j" .... -*--;;; _... - ...... ~~,;:;;J-"v--- '-'-

Ubermittelt. Diese Novelle, die am 26. Ap~il 1972 beschlossen 

worden ist, (BGBl.!~r.163), bringt insbescnd!2re für die Kriege:c­

witwen, die tiber kein öder I! ur ein geringes Sinl<:OiTtl;terJ verfUgen; 

eine Reihe von wesen~~lichen JJeistungsverbesseru:'igel1. So wurden 

724/AB XIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 9 von 21

www.parlament.gv.at



- 10 -

qls 2. Rate der Nachdynamisierung für das Jahr 1966 die 

vom 1. Jänner 1972 an gel tenden GJ.~undrentenbeträge für 

alle Witwen ab 1. Juli 1972.ym 3,5 v.H. erhBht. Außerdem 

wurden die Witwengrundr8~tenfGr Wltwen~ die das 55.Le­

bensjahr vollendet oder für vlenj.e;stens :?,wei \.o.Jaisenren­

tenberechtigte Kinder ZÜ' sorgen haben oder erv.,rerbsun--

fähig sind, sowie für Hitv:en nach Empfängern einer Pfle-

ge- ode~ Blindenzulage am 1. Juli 1972 erhBht; Eine ~2itere 

Etappe is t fUr 1 .. J&i.mer 19'73 vorge::: el-:ebn. Die ~Vi ti'rengrunarente 

W·.L'·..I·'(~' ,?·.'ü- ~ ';:;"'l.V-'r-n'"l'l O~i r.: C::,,,,r- S 'D"tl-' (T':::-1 t;~ y·r,-' ".I'-t'iir't~·· .. a"J·":--.. . .1 v I. ,),:.\.L'J_ ..... I"/I...) .JvJ, '- a,::,_L. ,~ ..... ,!",}. l"U:I .. ,LL .\::. 

sat·,~.:rente im AU.sma.ß von 1.641 S b7,··.'/ G ab '1. Jänner 1973 

Z"tl­
! 

\.Ton vorau.s::üchtlich 1.800 Sr die D0rei ts auf Grund deJ.~ 

No\reJ.l(? zum KOVG vom 11. N"o',:emb,'?l' 1970. J3GB1 .. Nr.350$ mit O'=~ll 

derartigen \'1 i twe - ohne St-e'': ""(::'Y"ll'''(Tsl)e~ • .1.~ _ ••.• L!;;; • 

träge vor!. 177 S bzwe 193 S ab. 1. Janner 1973 für jedes \vaisen.­

rentel'"lherechtigte Kind - ein mOl1.J.tJ.iche's Nindestein~rommen von 

20136 S, bzw. ab 1. Ji~nner 1973 VJl1 23c5 S ga_rantiert. Dieser 

Betrag ent spricht 60,3 v. H. der :Rente eines erwerbs1)J~fähi gen 

SC~l':Je"""bQschädigten und bedeutet glElchzei tig eine E:i.;:.kommens~ 

steigerung von' 391 S gegenüber dem 1. Juli 1971, im Vergleich 

zum 1. Jänner 1971 ab'.::;.~ sogar um 883 S. Die Erhöhung der 

Hitwengrundrenten kommt ohne Berücksichtigung der Nach­

dYl1amisie:c'ung rund 86 000 Hi twen zugute. 

AJ.s wei türe diesbezUgliehe Haßnahme sind die Erhöhungen 

der Beschä~igtengrundrentcn (einschliGßlich der'2.Rate der 

Nachdynamisierung für das Jahr 1966.im Ausmaß von 3 t 5 v.H.), 

der Elternrenten und der Pflegezulagen auf Grund der Novelle 

'Zum KOVG vom 26. April 1972 anzv.sehen. Die El ternrenten wurden 

am 1. Juli 1972 um 50 S -monatlich für Elternteile und um 

100 S für Elternpaare erhöht. Eine weitere Erhöhung ist für 

1. JuJ.i 1973 im Ausmaß von 134 S bzw. 195 S vorgesehen.Außer­

dem er!1al ten einkomme11s10se Eltern zu diesen Erhöhungen zu­

sätzlichweitere 300 S (für ,Elternteile) bzw. 450 S (für Eltertl­

paare). Diese Verbesserungen werden rd. 30 000 Personen zugute 
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ktJ!!El1en. Die Steigel'Lmgen der Pflegezulagen in der Zeit vom 

1. J;C:unel" 19 7 2 bis 'I. Juli 1973 bew.~:gen sich einsclüießlieh 

der Rentenanpass~ng zwischen 1~63 Sund 3037 s. 
ich e,uci:'. darcu.f himiei sen, 

daß &lrch die Novelle zum KOVG vom 13. Juli 1971, BOBl. 
Nr.31G, diE:' be1't?lts am 1. Juli 197'; in Kraft setrE":ten ist, 

die \!(:>I'sor g1.Ul gsJ. I:: i stungeJ:1 jener .Besc;'lädi gtt-:n und EI '~ern, di.e 

., ,. " - ~... ] ... :l • 'Y"'> "f ,..,."... ... 

oraC111:::e GleSe iIO\;-(-: .1.e Q1,2 e:cs"Ce l<ate oel' i'~acÜCi.y.narillS.i,erung 

1 (''"'' .)()(). 

Novell.e vom 26. April 'l972, BGB1.Nl'.'164 r der Lage der 'virt-

. . 

getra~)en~ Q:.lß dü? einkoiIltnensa.bhäYJoigen Leistungen (TJnterh2\l ts-

Die unterhaI tSl'ente wu.:cd€ mi t 1. Juli 1972 um 7 v. H. er-

h:: f;.t. gl~ichzei tig wLl,rde die Unterb . .::'.l tsrente für Opfc.r t die 

für eine BhegattiYl .)der Lebel1sgenihrtin zu SQrgen hab2Yl, im 

Ausmaß des Zuschlage~ erhöi:. ':, ä'2:r eineni Pensionsberechtigten 

nach dem ASVG fUr seine Ehegattin ge~~ß ~ 292 leg.eit. zum 

Richt::atz .für die Ausgleichszulage gebührt. Die Beiiü,lfe, welche 

EUr vii twen naeh Opfern vorgesehen' sind ,W'virden von zwei Dritteln 

der Unterhaltsrente auf die volle Höhe der Unterhaltsrente an­

gehoben. 

Die Steigerung bei den einzelnen Le:Lstungen beträgt bei 

der Untel~h-:il tsrente EUr alleinstehende Opfer 164 S (von 

2.349 auf 2.513 3)1 fUr Opfer, die für eine Ehefrau (Lebens­

gefährtin) sorgen, 388 S (2./63' auf 3 0 151 S), fUr' Hinter­

bliebene "35 S (von 1.934 auf 2~o69) und bei der Beihilfe 

779,70 3 (von 1.2&9 auE 2.069 3). 

Überdies möchte ich das Bundesgesetz vom 15.Dezember 1971, 

BGBl. Nr. 47 2, erwähnen, wodurch elie KJ.einrenten erneut um dUT'cfl­

sch.ll ttlieh 10 % erhöht worden sind. 
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Bünde sm i:--li steri tUn .fU:r F'inCl.nzen 

Das Bundesministerium für Finanzen hat folgende Maß­

nahrli~l'l gCSt!tzt: 

DUl"ch das Bundesgeset z 'lOri. 2> Dezembe:c 1971, BGBl. 

nunmehr ?2J'scner:,. die nach dem 

31. DezEmoe:c 1971 eine Erstehe eingehe:1, an Ste1.1e der bis-
, ... ('"\., .. ... ··r--' "" 1"1 ~,. r" ""''\(5 nerJ.gen steuer rrel oetrctgE ?DJ.adJlCn oer rlauss Lan(lSfl0ug . Ld'lQXL,;.. 

einen An~>jll':'r~.~h auf einen AbgeJ. ~:ur::.gsb::~tJ:'ag von S 7 ~ 500. - zu­

sammen also S 15.000 c - ~1.r.:.bel:1. Daduy'ch \'>I-u!'de erreicht r daß 

Personen, die infoige eines geringen Ein~J~mens (oder über­

haupt einkommenslose Personen) keinen steuerlichen Vorteil 

aus der bisherigen Regelll.ng ziehen konnten, nunmehr mi t veY.'­

mij~:renden S teuel'pflichtigcn gJ.eichgestell t wurden o In diesen 

Vo:rtei: kommt demnacr1 2,lJ.ch der Arme s \venn er eine Erstehe ein·,· 

geht. 
Der Ent\lrurf zum Sinkomrnenssteuergesetz 1972~das ;)m, 

1 t Jänner 1973 '\)i:1 rksam Wel"O<2Yl soll, sieht eine gerechte::ce 

Lösung der steue~C'l:i.chen Be::·i:.c1csichtiguYJg der K';"nder vm: < 

Im n{~L,r::n Lohn- lmd EinK:OITimensteuerrecht sollen die del'zei tigen 

Kinderfreibeträge in Kinderabs~tzbetrMge V~:l ~er steuerschuld 

umgewandel t werden. Dadurch \1; ird die 

keit , wonach der steuerliche Vorteil aus den 'Kinderfl'eibeträgen 

um:() geringer wü:-d, je kleiner das Einkommeni;;t ~ beseitigt. 

Als Grundsat? der neuen }<eaelul'"la ailt, da'ß 
. ~ v V jedes Kind im 

gleichen Ausmaß al s fördeY'JrlgslvUrdig gilt. 

Bundesministerium fUr Land- und Forstwirtschaft .... .. 

Das Bundesmüüsterinm für L&v:d- u1:1d Fc::stwirtschaft 

hat im Gegenstaride folgende Aktivitäten entwickelt: 

Hi t "lirksamkei t vom 1. t--iai 1972 wurden die ",Tom B .. u1des- . 

ministerium für Lai'!<i- und Forstwirtschaft ge\lf~:hrterl Beihilfen 

fUr den Landarbei te!'eigenheimbau und für den Landarbei ter­

dienstwohnungsbau beträchtlich, nämlich bis zu 37,5 }; erhöht. 

Im Rahmen dieser sozialpoli tischen Förderungsrnaßnahmen des 

Bundesministeriurns fUr Land- und Forstwirtschaft können ver­

heiratete Landarbei t~'r nunmehr bis zu 75.000. - Schi llir;g an 

Baubeihilfen erhal ten. Besondere Bel'Ücksil"';1tL;ung Eindei1 
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hiebE-ü kinderreiche F'amilien, (~ei1~1 c1a,rÜberhin.:.ll;s w'.:~rden 

EiJr jedes i.m HZlllS112l1 t lebt~~1d.·2 ut1Versorgte Kil~d \vei t.2re 

eine~ ~teiGerunq von -' ~ 

dem bisherigen Satz. 
Ira Ra.1'11YteYi (121' F(j~"\(leI"Ll.ngsrna,3Yl;J~Lnerl des Pl.{Yldesrni1'1i st·er~.i ":).:115 

ftir l~a.(j(j- LlI).d FoI'~ s ti~! i:ct scllaf t k:111l'1. Tl a!ld\~ril'"\ t Sct1ft.f t s scrlijl er l :1:1;; 

\velchcYl ctUS \vir·-tscn,:iftl'ic11ClJ. l)z\\r o sc'z,iale:n. Gl·U.nOc.:!1 die :<i ttGl 

B~'3' "00 "'- 3 119~~ ~...,.tJ..ftl~l.·"c::),/ (f, f311en~ eine Studienun~~rsttitzunq gew~hrt 

werden. 

Bund e E,mi ni s te:r' i 1))i1 Indv.stric 

n:e Tlitigkeit des Bundesministeriums PUr Handel. Ge­

wer;;2 und Il'1d1).strie im "<ampf gegen die Armut in (isterreich H 

lieot lJ:1 erster LiYlie auf den Gebieten de.r };')reis-· und Konsumenten-
,"-' 

pOli tik t da diese natu:rgegebene:.clrtaßen vor aller:l eiy'lkom;nen 3-

~:;cb\:·ä.chereY1 Kl'eL"en zugute kommt. 

in dem alle interessierten Institutionen vc~treten sind und -4 

darübe:c hi!~I?_iIS wurde· im R ah!Yl(~n des Bundesministeri~~s fUr 

Handel, Gewerbe und Industrie eine eiGene Abl:(~il U.[10 zur 
~ . ~ 

geschaffe~. Aus der Vielfalt der 

in Angr~_.ff ge:nommenen oder bereits abgeschlossenen kons1..J.menten':' ~ 

pOlitischen Aktivitäten möchte ich in diesem Zusammenhang die 

Herausa,J.be der Konsume:1.tenfibel h'2rvorheben. Diese wird der v ., 

Konsum-:.ntenscilaft einen Überblick über möglicb-2 H,:,.ßnahmen zum. 
schutz ihrer Interessen geben. 

Auf dem Gebiet der PreispOlitik wären die BemUhungen 

um eine Stabilisierung der B:cennstoffpreise im \V'inter 1970/71, 

der "Importstoß" im Jahre 197-1 (durch den die Liberalisierung 

gegenüber den Ostst'3,3,ten und Japan kräftig er\'lei tert "lurde). 

die Erstellung eines Entlastungskataloges im Z'J.sanunenhang mit 

der Einführung der Hehrwertsteuer (111i t dessen Hilfe t;:~in über­

mäßiger Anstieg der Preise gemä.ß den Bestirmr.ungen des P.reis­

bestimmungsgesetzes vermieden werden soll) und letztlich der 

Av.fbau einer Beobachtung der Preisentwic::':'::J VXi.g durc~h j·J.s B'..mdes-
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ministerium für Hdndel. GFwerbe und Industrie, welche 

eine effi zicnteJ'e erwähne.l1s,-

wert. 
Im Ralunen de'!, Virtscnaf tspolitil-: muß ich außer(1<.::~m 

die Bern0.Jll.li1g(~n. lJ..~~l eine Redl.,tzie~~ltr1S :::---(:~giol]a.le:rl ~iohlstaJ:lds;· 

fälle erw0.hilen. D:;:-.:.s 31).ndcs::1j nlsteri".).;~[ i\h' Handel, GeYlGl"be 

und Industrie tr~gt hiAZU dlITC~ seine Aktivität auf dem 
. C:;p'(.rto'>'" rlr.:n"> "'e",rj 0\> '" 1 (..'1" T Yl'~l; ,",T·P·; p-:)Ol i t-j"lr CD ... ' F'remdenver~ehJ. s-t.".:--,," _ _ ... ,-. ../0. ..1... -..) ... ~ __ t...l,~_ ... --..--\ ....... - ~-- .... -J. - - ..... ; _ ..... 

förderung und ce:!."' InvestOl"en'U2).''s-ung bei. 

Aus dem Ber~ich der ~irtschaf~sförderung möchte ich 

Ir(\. j ahl'e 1971 stell ce das Bund:: smini stel"ium. für E2 . .iidel t 

Gc··verbe und Industl"ie hiefU.:;::· 12,086.000.- S ZHr vel~Eügv.:'1g. 

\fei ters vel'v:ei se ich auf die Studie .11 Ar~m.lt im Gewe:!:'b ... "''', die 
• A" ".. - ~ •• • d ' f"'''' "1 cl lnl i\lu:tl'ag (J!?!S h3.·(ldel.SrrlJ.lllsterll.rmS urcnge Utlr'\.. wu:r-".,e Vi! 

erste Ergebnisse liefeY.'te, die derzeit ausgewt::rtet werden. 

Das Eundesministerium f~r Verkehr ist bestrebt, elner­

sei ts c1u:cch den AlAso::c1u de-.." VcrkehrsiTerbincv.l'l:;en, alluererse:'. t,:. 

dUIC'l geziel te Tco,'Yifgestal (lF)~ ~ die den min6erbemi ttel ten 

Personen er\l.r~chsend~ -Kosten für die 3eYlütZl).ng' der öffent­

lichen Vel"kehrsträger herabz1..1.setzen. 

Im Bereich der Österreichischen Bundesbahnen besteht 

E:1.ne breite Skala von Sozial tarifen, die insbesondere. im 

Rahmen des Berufs- unQ Sc}:: .. lex"!erkehrs mit einem Ermäßigungs­

prozents?tz bis 9(,,9 j; zum Tragen kornmen. Dies is-t: umso be­

deutsamer, als der im Bundesbahngesetz 1969fii.r die Abgeltung· 
der aus den Sozial- und den Subventions tarifen verankerte 
Betrag in der Höhe von ~ 350 Millionen nicht einmal die sich. 

nur aus den Sozial tarLE'en ergebenden Einnahmeausfälle (im 
Jahre 1971 ru.nd 665 i'fillionen Schilling) abdeckt. 

Bei den KraEtfahrlinien der Bahn und der Post, aber auch 

. von den privaten. Äutcbll.sunternehmen werden ebenfalls Sozial-

. tarife, insbesondere für P-.. l'bei tnehmer, gewährt. 
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Die err;I~ßigten Tarife fUr Arbeitnehmer ermöglichen 

aber auch, in \virtsc::hftlich nicht \ic;ll 0ntwickclten 8ec~nden 
v 

, 1 .... ", .. .. t .. ... • ~ ~ ,... • lITefi wOflnSltz naDen. gunstlge Arbe:tsplatze aucn III elncr 
gTöße:r:'en E:ntferm.mg von ihrem ~:ohnsj, tz anzUnE:l:Ul:3l:l. FU,r SchUlet' 

'h'" ',. . . ," I' ,. '. .... ~ , .. , ,.. h 1 1 Z er .O~len SJ.Cl1 .GlE: dOg' J.cnt:e1:ten, enL\:,reCler !lGnere "C u er J.,l 

besl:tc}h~YJ oder creeümetc Be:ri)"fe '-3U erlernen. soweit sie nicht ...., ...J ,J 

Schule kommen. 

speziell 

Geoenden 
Reihe von Aktiont=:t1 durchgeführt E ehe dazu. dienen, :8.~völ}(ernngs­

schichten s die insb(S)1dr.:re d:;x:-'ch Alter ',lnd Inva.: iditä.t ~ ater 
'd 1,....:l • _. " 1 . ........ .. t ~ "t""''' , '" h+- ~ "'! .. er+- " "" aucn urC,,'l ule I"amLlengl'Üi)8 Wlr 'Scü,c,.t ·.l.letl Denac I..('J Jcl",'- SIYlG, 

zu untersüttzen. Als wichtige Maßnahr:12 in diesem Zusammr:!:nhang 

sind die von den Östc:l"rE!ichischey , FJuJ:ldeSbahnen im GUterverKen:c 

eingeräumten Subve:ntionstcJ.l~if(:; zu nennen, die einen sehr wirk·,· 
. J-

samen ~verbilligenden Eifekt auf zahlreiche "tlErr.·enpreise ,1US­

üben. 

Die Tarifredll.ktion al'.~ cl,esem Ti tel erreichte im Jahre 

1970 ein Ausmaß von rund 300 Millionen Schill~ng. 
Neben d.ieser allge;nein allen Bevölkey.ungs~;reisc/i Zt'.-, 

kommenden Begünstigung werden aber (.luch goJ'l], spez.i.ell sGzial 

bedürftige Personenkreise durd1 Haßl1a.rl1--nen der 'I\?:::t:,ifpoli tik 

unterstützt. So wird die im Jahre 1969 als kurzfristige 'i'lex'be­

n1aßnahme ges tal tete s<:::niorenermäßigung permanent wei terge-

führt. -

Diese von der Österreichischen Bundesbahn gewahrte 

Begünstigung können Männel' ab dem 65. und Frauen ab dem 

60. Lebensjahr in Ansj)ruch nehmen 6 In diesem Zusal'nmenhang 

ist bemerkenswert ,d'iß heuer in der zeit vom 10& Juli bis 

3. September Dr'ob2i.veise die Seniorenermäßiaunq in der Höhe .... .a. o"J v _ 

von 50 % auch auf den ?ü3tautolinien gewährt wird. 

" 

" 
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Um auch f"i.u'" ganz unbemittelte Personen die Inanspruch- , 

nahrne d2Y' pensionistenermäßigung zu eTmöglichen, können die 

i3ezieher eirler üal~e~('fu.r scrcreunterstützU;:lCf bezieln,l.Ylcrswei se . ~ _. -' . 

einer Ausgleichs- oder ErgJ~zungszulag8 6ie nctweMdigen Be­

rech tigung:;;;kartel~ seit de]; J .3.~1r2 1970 }(ostei'llos bezie~lE~n. 

Weiters wird für die Zivilblinden, welche die C~ulibusse 

des Kraftwagend.:i..enstes der Ösc('r-r'eichischen Bundesbahnen und 

der Pes t- Ulid 'i'elegra.ph2YlVercvr.ll tnng in Ansprttch nel',y:ell, dlu'eh 

Auflage ein.es eigC>:len Blind~=ncu .. s\l.iF;;ise::; für nie Omnibuslinien 

ab 1. Jänner 1973 eine soziale El"leicht0rung gescl:a.ffen 'Qerc1ell. 

Bisher mußten sich die Ansoruchsberechtiaten einen Bundesbahn-
~. . ~ 

ausweis und ein Beiblatt zum Bctrag von insgesamt. S 280,­
lösensw&hrend künftig nur r{:,r elie Omni busbeDützüng der Aus­

weis S 150.- kosten wird. 
Im Illteresse ärmerer; iilsoesonders 

~. ~ • . 1 l<lnaerrelcner Familien 

ist es auc}1 wichtig, Gi3.ß die ÖsterreichischeYl Bundesbahnen seit 
1 .. Z . t'" -. 1 • ~ ~ " 1 -. . b '" ... "... ,- ~ O}' "" -. _ange/'er . e1 aem 'Jer .i.angen 1.Iherna;..J.ona er tJ1SeYl ar11:'llrlS L 1 I. U t...,- ;.dl, 

die bester1.endel1 Kindel'al tersgrenzen VO:l G m~d 15 J alu:-en auE 

4 und 1-2 J a}1~l'en :hel"'abzuset zen, nicht Rechnung getr2~en haben. 

Die iv!aßna.hmen des Bundesl,iJ..nisteriums für Verkehr in der 

Bekämpfung der Armut besc}~rä1'Jken sich jedoch n~cht nur auf 

vcrke:.1rspoli t~sche Aktivi täten. Um auch del1 ärmeren Schichten, 

insbesondere Hi ttel- und Hilflosen die Eenützung der moderne'~ 

Kommunikationsmittel 1.i.nd d.i.e Te i_lC1?hme am Rundfunk und Fern­

sehen zu ermöglichen, wurden in den einschlägigen gesetzlichen 

Vorschriften Befreiungsbestimmungenfür hilflose l1fld mi t..ellose 

F~rsOl')(;n EUr die Entrichtung. d~r Fernsprech-Grundgebühr und 

der Rundfunk-, und Fe:cnseh_"undfunkgebühr vorgesehen. Durch eine 

Novelle des Fernmeldegebührengesetzes aus dem Jahre 1971, 
BGB1 .. Nr.339, ist auch normiert, daß bei mittellosen Personen 
eine elastischere Handhabung de~ Befreiungsrichtsätze dadurch 

ermöglicht wird, daß zwangslättfig außergewöhnliche Aufwendungen 
berüc}-:sichtigt werden können" 

Bundesministerium fUr Bauten und Technik 

Die vom Bundesministerium für Bauten uhd Technik. zum 

"Kampf g~gen die Armut in Österreich" gesetzten Naßnahrnen sind 

folgende: 
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StraBenb(1.usektor: 
. . -

In Kenntnis der Bede'!.ü tu:..gdes Baues von StraBen l.md 

der Beeinflu:,sur.g CeS Lebenss-canda=ds :i.n inErCist:.~1).ktlJ.Y'?ll 

erschlossenE~n Gebiete!l wurde aU.eh b.n:äBlic:h uer A:r:'b;=i_ti~li fUr 
die Neubewertung de: österreichischen Bundesstraßennetzes 
die Frage einer opti!)12Üen Stra..ß'=l1verbindwlg in si'iilltliche rl'ei lc 

d(~: Bundesgebietesei::12r besol~0ere.n Het::c.cht1l11.U Ul'iterzogeYl. 

Dle irlr:castruKturelle Bec1eu.tuY'ig cer ·Str'aßfWlverbinc]un.g€-X'J \;"Fr(~f~ 
} .... ·'1 :1 ....... ,- d ~." f"I']~ 'I "... .. '~ n.eo·cL sowon aus ocr L,)l.CxE es \v.lrt.SClia.IL .lCt1en beDot:es, aJ. S 

auch unter' besonde:rer 

den Frei zei tver:<ebr (EY:ho:LuT::g s·- und Fl"E:irdm ver}~i=hl") betrac:', t'GI:. 

Diese vom ästerI'eichischen Institut fi.ü'" J~aurnplanuns 21'a.l'b2iteLell 

st 1, rl • . ., t"!- ','. v ,-' { -U( lE'Yl wu!'uen SOQcinn J.n eU'lC:J11 ge~::?J{l,:os',-(2rr'elCr11S(Jien ,,011(.2;.1<.:-

komi tee-in dem sämtliche Buridesländer ch,lY'ch Bec-:'enscetP der 

waren-durch die ra1).mplanerischen Zielset::-,u·(lgen. der' einzelnen 

}3\.-1rideslärlder eI'gänzt. !\uf2 di(~se \:·!eis(~ V./ö_l" es. H~ög]~ic}li "'{J()l! 

• 'I- .:I ,..,,, ~ '. • -," T '" 
se~~en uGr Dunaesst~a02nVerWaJ.tung elne ausrelcnence ~nrra-
struktur nicht nUl~ au.c Grund der derzei tigen Gegebenh(:i ten, 

sondern a.ucfl unte~. 

HaDYl.al1men zu finc.,=Y1. 

Bei den nun laufenden Arbei ten für eir,2. Dringlich kei ts­

reihung der in den kommenden Jahren vorz1.ulehr.~.cnden .t-:anniaBn?hmen 

auf den österreichischen Bundesstraßen werden die Gesicl'"ts­

pvnkte der Raumplanung im Simje der "Schaffui1g von Voraus­

setzungen für gleiche Leb(:nsbedingungen in allen LandesteilenH 

berU.c:ksichtiat • ..., 

Zu~{~_eich mi t Jen besonderen direkten und indi1. ... ekten 

wirtschaftlichen Auswirkungen des straßenbaues auf die einzelnen 

Regionen wird hiebei auch der notwendigen Verbindung von 

Zentren bestimmter Efltwicklungsstufen sowie der e1"forder1 ichen 

Erschließung auch von doch noch entlegenen Gebieten e:chöhtes 
Augenmerk zugew€Yidet. 

Wasserwirtschaftssektor: 

Die Bemühungen i..lrn eine km1ti'(juierlicf~e Fortfü(lrung der 

wassel'wirt schaftlichen :·laßnahEiE! r d. 5 • Regulierungen und 
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IilstandhaltungS:3.rbeiten an der Donau sowie a.n den Gren::-
str'ecken der J:rarch und Tb?_ya, incl. der Förderung vOl1Hoch­

wasse1."-Sch:.i.tzn,~E~~ahmejl an diesc:n Flüssen nach den Bestinullung(~n 

des i;.'asSe:CL:'dLtten{'(5rderungsgc::setzas 1~::i.ste:r1 indirf::':t einen· 

Bei trag, die vol kswirt schaEtli ehen :sech r..SFmgc~:n z;"TerbessGl"n. 

Es die Aus-

f " d . ~.. r.f ' - b' ~ 1 . ur 1e ~cal~ '&nrt als 'l~ 19stes ;,:assentraHsportmi ttel be-
• ., .... ,..... "I. • cf" .... '" f" VllrKt, We.lClle Qaml t Q1E: SCklch _ ung Desse~er vorausse..: zungen ur 

die durch ihre Billnenlage im internationalen Wettbewerb ,be­
i1c'-:;htei ligte dste!'reiclü sehe Ind'vlstl"ie mit' ~i:ch brüigt. 

In diesem 7.usammenl103.flJ könnte au-:h dem angestrehten 

'weiteren Ausbau der- Do1:'.3.U als r;roDschiEfa?'>.rtsstl"aße''iii1 geger.­

ständlic"i'len "Kan-:pf gegendi~ Armut i~1 österreich" eine be-· 
sondE~T'e Bedeutung zukommen~ 

Vo;.".. der Sektion IV des Bundesministeriums fUr Baut(!n 

und T<::chnik, de:t die Legislative auf dem Gebiete des i'JGhnun~js­

und Siedlungswesens zukommt, u/1u-'den seit der Abgabe der 

R~gierungserklär:ul:1g vom 5. November 1971 mehrere Gest~tzent­

ll.'iiC'f~ im Gegenstand erarbeitet und üem Natiol'lalrat 7..:'.'1"' Be­

handlung zugeleiteL. 

'\'ährend das ASSd.I~ierun'Js,- und Bodenbescflaffungsges~t z 

i:n Unterausschuß des Bantenausschusscs im Nationalrat 1.n 

parlawentarischer Behandlung steht, wurde die NovPlle zum 

vlchnbc..1lförderungsgesetz 1968 am 30. Hai 1972 und die Novelle 

zum vlohnungsverbesserurlgsgesetz am 9. Juli 1972 vom National­

rat einstimmig beschlossen'. 

Die erwähnten Gesetze stehen in einem indirekten Zu­

sammenhang mit der Bekämpfung der Armut in Österreich ur..d 

bietenden wirtschaftlich- Und einkommensschwachen Bevöll-:erungs­

kreisen Hilfe, um ihren Bedarf an vlohnraum befriedigen zu 

können. 

So wurden u. a. in der Novellezum\iohnbauförderungs­

gesetz 1968 Finartzierungsmodalitätengeändert 1 um fU.r den, 

\v0hnu!1gsbau mehr Kapitalmarktmittel frei zumachen .. Die da­

durch ;.ülenfalls entstehenden Kostenerhöhungen werden durch 

.. 
" 

.. 
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diE:' Gewährung von Annni t2'ttenzuschiissen abgefangen. \vei ters 
., -..' ~. ~..' d f 

\VVl'Clf>. Gle l.llgung der. Slgenrn:. ttelersat Z tu'lehen von 10 au 

20 J("!.hre E:{'str'~cl-:t l.ül;~ (1).J"c11 den bedeutenden AV.sbi-'.u d8r \<lohn-

können .. 

e:esteller~)' die 

i'Iögl i ch"l-:ei t gescha.F. fen~ die v7o}n~.ba.:.::.fÖl'de~"i;.nosrni ttel nach den 

.. ""'".... . ... ~ .". :1 ' , , .... ~ 

L:''"' 1:' O.l."'\.c\~r·;lJ.. S S0i1 lI11"'Ce:r' I3~::X'llC r.: S1.C (1 1::t (1l~[1a oe:(' SCyn~l\.~1-'7·Ju:n Kt Oll Q U11Q ..., __ . r . "'" 

vÖY'uel~e'1 "'inc. >,I-:lI}''''';'''1P ?~ ~ l.'.l..chtl· a ~l1ae'\\if?f}(jet, zweifellos '--"'; ,J ~. ....:. J.. ' .. ~ 1 t~,_l.J./..~/~)."J.I ... _, · • ..i .• _e ~ _ (.I. v • " 

einen wesentlicher1 'Anteil 2.1'1 d:.~l" Bekä;:npf'u1'1g der Armut haben 
wird. 

bess~.r'lll:gsgesetz de!1 :-ii(~tr:~rn (:'Jutzllng"sbeJ:"'2chtigterl) c.iG .I'·'I(jg}~ic}-i­

keit '-::,:X'öffnet, selbst irr.!.'''e Begeh:cen umF'örcler'nng von VeY.'-

besse.pl).nsen in 

lw~chtern, würden die r.;:inder el'Hldcht" igt. hiefür die Bürgschaft 

zu ti'uernehmerl'. 

Durch die derzej t: in l:~rL:i.mentariscner Behandlung stehe~de 

Regierungsvorlage t betreffend e 1.11 AS sanierung s- UYld Boc1enb2'~ 

schaf.t:'ungsgesetz, sollen die alten abgewofHlten u~d nicht mehr 

den allgemeinen Erfordernissen der Hygiene entsprechenden 
Hohnviertel dU.rch Neubauten er~,etzt \:;.;:-rden. Ferner' soll durch 

die in diesem Gesetz vorgesehenen Maßna~men erreicht werC~n, 

daß mehr und erschwinglichere Baugründe zur Verfügung stehen 
und dadurch ebenfalls die Anschaffungskosten und damit auch 

die Vohtl1.mgsaufwandbelas tung in einer fii.r alle tragbaren 
Grenze gehalten werden kann. 

Durch die Förderung der Errichtunge!l und Erweiterungen 
von 'Fasserversorgu.ngs-vr.d Abv.rasserbesei tigungsanlagen sei tC:'l"J.S 

der Gt~mei nden (Uasser~renossenschaften und Ylasserverbändc}) aus 

tviitteln des vom BundesYdnisterium fi.ir Bauten und Technik ver-
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w31te~en Wasserwirtsch~ftsfonds) wird eine Wasserver­

sorgungs- v.nd A1A:asserb0sEiti~j'E1g rUr die Bevölkerung 

t "" .... " ,... . 1~' .. J' } ........... un er guns I_lgen 1: u~anz1.e lenB'2CH1S~E1gC:Yi cr::Iog .1C lL. ,-'ll L 

dieser Einrichtung ist einerseits ~ine Entlastung der 
Gemeinde!1 bei Finanzierung dieser B(~.1}.vorhaben, ander,:=r­

seits eine finanzielle Entl~stung der einzelnen Ans~~luß­

werber bai Beteiligung an diesen Anl~gen gegeben. 

Da die 'tlasserversorgnng und die AbwasSE:l'besei tigung 

EiJ.r das Leben der 13evölk'er>una J':edenfalls zu den notv.rei1diasten v ~ 

i"lo.ßnah.men z,ähl t I \Vi~('d durcl1. diese finaziellenFnterstüt:?~ul1gen 
, , 

't ' Ct t- ,. , se~ ens oeS0'aa~es aucn eln Beltrag zum.','Ko.Hlpf gegendi'e 

Al'mut in österreicrl ll gelei~tet. 

Bundesministerhe!1 Pij-"\:' 1,J.LssenscL,aft und ForschuYl<l 

Das Bundesministeriurn fltc HissenSCYlaft u.nd Forschung 

hat hi.nsichtlich seitlpr ivIaßnahJnen zU;-ü Ge'genstand folgendes 
. . 

mitgeteilt: 

Die am 16. juli 1971besci!lossen~ Novelle zum Studien­

fcrd~!rungsgesetzI969 1 die ab dem i;iintersernester 1971/72 ihre 

Al::wirb,mg' hatte, br-ingt eine erheblj.che Verbesserun.-; d(~r A11-

spruchsvoraussetzUYJ.8en fUr die Erla:ngung einer Studienbei­

hilfe und eine betrac~;.tlich,:: E:C!lÖhu{lg der Beihilfen. 

Zu erwähnen wäre auch, daß ;ni t E~Hldesgesetz vom 

15. Februar 1972, BGB1.Nr.76/1972, die Eochscnultax2n an 

den österreichischen Hochschulen für Inländer abgeschafft 

wurden. 

Das Bundesministerium fiir \·lissenschä.ft u!!<l Forschung 

hat sich dafür eingesetzt, daß die Schülerfreifahrt au.ch auf 

Studierende an den Hochschulen av.sgedehnt wird. 

Schließlich ist das. Bundesministerium für \'iissl?nschaft 

und Forschung mit Erfolg bemt5.l'lt I daß alle studierenden in die 

Krankenversicherung miteinbezogen '.'lerden (21 .A.SVG). 

Diese J·raßnahmen, die beträchtliche Erhöhung der Studien­

beihilfe und die Aufhebul'1g der Hochschultaxen etc o , sind ziel­

gej'\echt geeignet, im Kampf gegen die Armut t die Gleichheit 

ö'?r l::;ildungschancen als Vocaussetzung für die persönlicbe 
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Entfaltung des Individuums FncJ für die En~wicklung der 

gesamten Gesellscha1'c einen suhstantiell\~n Bei t::,ag zu 

leisten. 

tlber A~rag des Buncesministeriums für Wissenschaft und 

Forschung ist schli . .eßlich eine umfassende Untersuchung 

übe'" die soziale und wirtschaftliche Lage der Studieren-­

den inl Gange, deren Ziel es ist, die Schwerrunkte der 

Armutss1tuation unter Studierenden festzustellen und zu 

analysieren. 
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